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COSATU in der Krise: eine Chance für die Demokratie in Südafrika 
 
“The Marikana [massacre] is a turning point. Since the first post-apartheid massacre took 
place in Marikana, it has been the view of NUMSA that what happened on that day, similar to 
the 1922 Rand Revolt and the 1960 Sharpeville massacre, marked a turning point in the so-
cial and political life of South Africa. What happened in Marikana is one of the reasons why 
we convened this Special National Congress. As a union we said that after the mowing down 
of 34 miners in Marikana, it can’t be “business as usual” in South Africa. How do we explain 
the killing of striking workers in a democracy? As a union we have conducted a sustained 
and thorough analysis of the political meaning of Marikana. What we wanted to do at this 
congress was to look closer home and ask what Marikana means for trade unions and the 
entire labour movement. We wanted to do this introspection because as NUMSA we sincere-
ly believe that as a union we are not immune from the mass desertion by members of a tradi-
tional union to a new union. Marikana was a deliberate defence of mining profits and mining 
capitalists." 
Aus der Abschlusserklärung des Sonderkongresses des National Union of Metalworkers of South Africa 
(NUMSA) vom 17. bis zum 20.12. 2013 
 
Südafrikanische Gewerkschaften in der Krise 
 
Seit seiner Gründung im Jahr 1982 hat der Südafrikanische Gewerkschafts-Dachverband 
(COSATU) nie eine so turbulente Phase erlebt wie in den letzten Monaten. Damals war er 
als Zusammenschluss mehrerer kleiner Gewerkschaften entstanden, die ihre Kräfte für die 
Beschleunigung eines demokratischen, nicht-rassistischen und –sexistischen Südafrika bün-
deln wollten. Heute befindet sich COSATU in einer tiefen Krise, gekennzeichnet durch Frak-
tionskämpfe und Handlungsunfähigkeit. Eine Implosion ist nicht auszuschließen. Seit Mitte 
2013 fordern viele Mitgliedsgewerkschaften - darunter die National Union of Mineworkers of 
South Africa (NUMSA) - einen Sonderkongress des Dachverbandes, bei dem personelle und 
strategische Fragen endgültig geklärt werden sollen.  
Bei den personellen Entscheidungen geht es vor allem um den langjährigen Generalsekretär 
von COSATU, Zwelinzima Vavi, der vom Dachverband letzten August suspendiert worden 
war. Offiziell wird er des Amtsmissbrauchs bezichtigt. Aber für seine Anhänger ist diese An-
schuldigung ein Vorwand, um ihn kalt zu stellen, weil er mit seiner Kritik am neoliberalen 
Kurs der Dreiparteien-Allianz und an den Korruptionsfällen in Regierungskreisen zum Stör-
faktor geworden war. Sie erinnern daran, dass er sich im ANC-internen Kampf 2012 gegen 
Zuma und für Kgalema Motlanthe positioniert hatte und nach Zumas Wiederwahl als ANC-
Vorsitzender beim Wahlparteitag  2012 in Mangauung keinen Posten  im Exekutiven Komi-
tee des ANC übernehmen wollte.  
Überwiegender als diese personellen Fragen sind die ideologischen Fronten, die sich inner-
halb von COSATU entwickelt haben und die jetzt drohen, den Gewerkschafts-Dachverband 
zu zerreißen.  “In der Führungsriege von COSATU haben sich zwei Strömungen herauskris-
tallisiert: eine Gruppe will COSATUS Kampf für Sozialismus und gegen Neoliberalimus fort-
führen, während eine andere Gruppe COSATU zu einer Arbeitsgruppe des ANC reduzieren 
will, die damit bewusst oder unbewusst die neoliberale Agenda in Südafrika zementiert“, ana-
lysierte NUMSA bei seinem bereits erwähnten Kongress im Dezember 2013. Für NUMSA 
besteht kein Zweifel, dass der Dachverband momentan von neoliberalen Kräften dominiert 
wird. Dies führe dazu, dass alle, die sich für die Marginalisierten einsetzten, isoliert und aus-
geschlossen werden. Aus diesem Grund sehe sich NUMSA gezwungen, einen Sonderkon-
gress des Dachverbandes aufzufordern, um diesen dazu zu bewegen, aus der Dreiparteien-
Allianz auszusteigen, die er zusammen mit dem ANC und der Südafrikanischen Kommunisti-
schen Partei (SACP) seit 1994 bildet: „NUMSA fordert COSATU auf, aus der Allianz auszu-
steigen. Die Zeit für Alternativen ist angekommen“. Tut COSATU dies nicht, droht NUMSA 
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zusammen mit vielen anderen Gewerkschaften ihre Mitgliedschaft im Gewerkschafts-
Dachverband einzustellen. Ob es zu einer Spaltung von COSATU oder dessen Rückzug aus 
der Dreiparteien-Allianz kommen wird, bleibt offen. Aber für die  geplanten Wahlen im Mai-
könnte der Konflikt innerhalb von COSATU schwere Konsequenzen haben. 

NUMSA verzichtet auf Wahlempfehlung zugunsten der Dreiparteien-Allianz 

Auf einem Sonderkongress im Dezember erinnerte NUMSA an Nelson Mandela, der 1993 
einem nationalen Sonderkongress von COSATU beigewohnt und dort folgende Botschaft an 
die Teilnehmenden adressiert hatte: „Ihr müsst wachsam sein! Wie oft schon haben Arbei-
terbewegungen als Stütze für Befreiungsbewegungen gedient, nur um sich am Tag der Un-
abhängigkeit darüber bewusst zu werden, dass sie betrogen wurden? Es existieren viele 
Beispiele dafür in Afrika. Wenn der ANC seine Versprechen nicht einhält, müsst ihr ihm ge-
nauso entgegentreten, wie ihr einst dem Apartheidregime entgegengetreten seid.“ Nun 
scheint NUMSA diese Botschaft Nelson Mandelas ernst zu nehmen: es wurde beschlossen, 
dass bei den bevorstehenden Wahlen erstmals seit 1994 keine Wahlempfehlung für den 
ANC und für irgendeine politische Partei formuliert werden soll und dass auch auf jegliche 
andere Unterstützung verzichtet werden soll. NUMSA erkennt das Recht seiner Mitglieder 
an, ihr von der Verfassung garantiertes Wahlrecht in Anspruch zu nehmen, will aber zeigen, 
dass die Distanzierung vom ANC ernst gemeint ist. Um jegliche verschleierte Unterstützung 
zu vermeiden, hat NUMSA allen Mitgliedern, die offizielle Ämter bekleiden, verboten, sich 
von politischen Parteien auf Wahllisten aufstellen zu lassen. NUMSA selbst verzichtet zu-
nächst auf die Bildung einer politischen Partei, will aber langfristig die Idee im Blick behalten, 
eine „Arbeiterpartei“ mit anderen linken und progressiven Gruppen Südafrikas zu gründen, 
die Alternativen zur Politik der ANC-geführten Regierung durchzusetzen  vermag.  Die bishe-
rige Politik wird von NUMSA als neoliberal bezeichnet: „Der Afrikanische Nationalkongress 
als Regierungspartei, hat, vor allem seit 1996, neoliberale Politik entgegen den Wünschen 
seiner Verbündeten durchgesetzt - insbesondere entgegen den Wünschen der Gewerk-
schaftsbewegung - und tut dies noch heute. Die ANC-Regierung ist verantwortlich für die 
Anordnung des Nationalen Entwicklungsplans, welcher als neoliberales Instrument, einge-
bettet in die gescheiterte GEAR-Strategie (Growth, Employment and Redistribution Plan) von 
1996, zu verstehen ist. Er wird nicht in der Lage sein, die dreifache Krise aus Arbeitslosig-
keit, Armut und Ungleichheit zu bekämpfen. In Wirklichkeit birgt er das Potential, die Gewin-
ne der Arbeiterklasse wieder zunichtezumachen, sogar diese, die während der Apartheidzeit 
als gesichert galten.“ NUMSA will sich auch für eine Rückkehr zur Freiheitscharta einsetzen, 
nachdem sie feststellen musste, dass. “die Freiheitscharta, als Existenzgrundlage unserer 
Allianz, als Klebstoff, der uns zusammenführte, keinerlei Ausdruck in der Regierungspolitik 
gefunden hat. In der Tat schenkt der ANC ihr keine Bedeutung mehr. Der ANC hat nicht nur 
von der .Freiheitscharta abgelassen, er hat ebenso die Grundwerte der Morogoro Konferenz 
und des Programms für Wiederaufbau und Entwicklung (RDP) verraten. Die ANC-Regierung 
ignoriert die Frage nach einer grundlegenden Veränderung der Besitzverhältnisse im Land 
und zieht stattdessen weiterhin den Kopf vor ihr ein”.  
 

Wie gefährlich diese Absichtserklärungen im Blick auf die bevorstehenden Wahlen für den 
ANC sein werden, ist schwierig einzuschätzen, zumal es zu ermitteln gilt, welchen realen 
Einfluss Wahlempfehlungen übergeordneter Strukturen auf die einzelnen Mitglieder haben. 
Unabhängig davon setzt diese Ankündigung aber ein Potential frei, das die politische Land-
schaft in Südafrika grundlegend verändern könnte: eine Neuausrichtung der NUMSA könnte 
das mögliche Ende der unheilvollen Allianz zwischen Gewerkschaften, ANC und Geschäfts-
welt bedeuten. NUMSA wie auch andere beteiligte Gewerkschaften haben nun schon 20 
Jahre gebraucht, um zu begreifen, dass diese Allianz dem Land nicht gut tut. Es hat fast ein 
Jahr gedauert, bis NUMSA im Blick auf die Ereignisse von Marikana Selbstkritik auszuüben 
vermochte und zugab, dass sie als Gewerkschaft zum Zeitpunkt des Massakers auf der Sei-
te der „Verteidigung des Profits und des Kapitals“ stand und die ArbeiterInnen im Stich ge-
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lassen hatte. Jetzt, wo Marikana als „Wendepunkt“ bezeichnet wird, bleibt zu hoffen, dass 
NUMSA Ihren Absichtserklärungen Taten folgen lässt und sich konsequent an die Seite der 
ArbeiterInnen stellt. So könnte sich aus der tiefen Krise von COSATU eine neue Chance zur 
Belebung der sich auf dem Prüfstand befindenden südafrikanischen Demokratie ergeben. 


